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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Extremwetterereignisse als Folgen 
des globalen Klimawandels neh-
men weiter zu. Die Auswirkungen 
sind in unseren Städten und Ge-
meinden immer deutlicher spür-
bar. Nicht nur Starkregenereig-
nisse und Hochwasser stellen 
die Kommunen vor große Heraus-
forderungen. Auch langanhal-
tende Hitze und Trockenheit füh-
ren zu gravierenden Folgewirkun-
gen. Neben verstärkter Klima-
schutzanstrengungen bedarf es 
daher zukünftig auch effizienter 
Maßnahmen der Klimafolgenan-
passung. Es darf nicht 
nur darum gehen, Schäden nach 
Extremwetterereignissen 
zu beseitigen, sondern mit klugen 
Konzepten vorzubeugen 
und geeignete Anpassungsmaß-
nahmen zu ergreifen. Kommunen 
sind hierbei Schlüsselakteure. 

Laut des neusten Berichts des 
Weltklimarates (IPCC) von 2022 
werden die Klimarisiken für Öko-
systeme und Menschen deutsch-
landweit rapide zunehmen. 
Dadurch werden künftig sehr viel 
mehr Regionen in Deutschland ins-
besondere mit den Auswirkungen 
von Hitze und Dürre konfrontiert 
sein. 
 
Diese Entwicklungen beeinflussen 
nicht nur die Infrastrukturen in un-
seren Städten und Gemeinden, 
sondern auch die Umwelt, die 
Wirtschaft, die Land- und Forst-
wirtschaft und nicht zuletzt das Le-
ben und die Gesundheit eines je-
den Einzelnen. Die Zunahme von 
Hitzetagen und Tropennächten 
stellt besonders für ältere Men-
schen, chronisch Kranke und Kin-
der ein ernstzunehmendes Ge-
sundheitsrisiko dar.  

Langanhaltende Hitzeperioden füh-
ren zudem zu Dürre und Wasser-
knappheit. Zahlreiche Flüsse und 
Bäche sind in den vergangenen 
Sommern in Deutschland ausge-
trocknet und Seen „gekippt“. In ei-
nigen Regionen führt die Wasser-
knappheit bereits zu Versorgungs-
engpässen und Nutzungskonflikten 
rund um die Trinkwasserversor-
gung. Neben zum Teil erheblichen 
Ernteausfällen in der Landwirt-
schaft und großen Schäden in der 
Forstwirtschaft steigt mit langan-
haltender Hitze und Dürre auch die 
Gefahr von Wald- und Flächen-
bränden. Um Städte und Gemein-
den langfristig resilient und lebens-
wert auszugestalten, bedarf es in 
den kommenden Jahren umfassen-
der Anpassungsprozesse. Dies er-
fordert städtebauliche Maßnah-
men, wie die der Sanierung kom-
munaler und privater Gebäude 
oder die Anpassung von Verkehrs-
konzepten. Damit Kommunen hier 
handlungsfähig bleiben, gilt es ge-
meinsame Anstrengungen mit 
Bund und Ländern für eine ver-
stärkte Klimaanpassung voranzu-
treiben.  
 
Dabei sind zwingende und ver-
pflichtende Vorgaben zur Klimaan-
passung, wie sie der Bund mit dem 
Entwurf eines Klimaanpassungsge-
setzes im Frühjahr 2023 für Länder 
und Kommunen vorgeschlagen hat, 
kritisch zu hinterfragen. Es sollte 
vielmehr auf den guten kommuna-
len Praxisbeispielen zur Klimaan-
passung aufgesetzt und diese 
durch eine gezielte Förderung von 
Anpassungskonzepten und konkre-
ten Maßnahmen in die Breite ge-
tragen werden. 
 

Statement zu Klimaschutz und Klimaanpassung 

Hitze und Dürre in Städten und 
Gemeinden 
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Gemeinsame Zusammenarbeit 
und Vernetzung stärken 
 
Die Auswirkungen von Hitze und 
Dürre stellen Städte und Gemein-
den vor große Herausforderungen. 
Kommunen sind in diesem Bereich 
bereits seit vielen Jahren aktiv und 
befassen sich intensiv mit der 
Hitze- und auch Überflutungsvor-
sorge, insbesondere durch Maß-
nahmen der Stadtentwicklung und 
des Katastrophenschutzes.  
 
Die Bewältigung der Klimafolgen ist 
allerdings keine alleinige kommu-
nale Aufgabe, sondern fordert 
Bund, Länder und Kommunen 
gleichermaßen. Bund und Länder 
sind daher aufgefordert, die Kom-
munen bei Vorsorgemaßnahmen 
und der Bewältigung von Hitzefol-
gen zu beraten und finanziell aus-
zustatten. Dazu gehört ebenfalls 
die Ausweitung einer entsprechen-
den Zusammenarbeit, welche 
durch eine gemeinsame Strategie 
der Klimaanpassung bzw. einen ge-
meinsamen Aktionsplan zu hinter-
legen ist.  
 
Städte und Gemeinden können so-
wohl aus guten als auch aus 

schlechten Beispielen und dem 
Austausch mit anderen Kommunen 
lernen. Dahingehende Vernet-
zungsangebote und Best-Practice-
Beispiele gilt es nicht nur zu för-
dern, sondern zu verstetigen.   
 
Förderprogramme verstetigen 
 
Aktive Maßnahmen gegen den Kli-
mawandel und die Anpassung an 
dessen Folgen werden in der kom-
menden Zeit immer wichtiger.  
 
Der im Sommer 2021 von den kom-
munalen Spitzenverbände und 
dem Bundesumweltministerium 
verabschiedete Drei-Punkte-Plan 
zur Anpassung an den Klimawandel 
ist hierbei ein erster wichtiger 
Schritt gewesen. Dies gilt es nun-
mehr deutlich auszuweiten. 
 
Das vom Bundesumweltministe-
rium im März 2022 präsentierte 
„Sofortprogramm zur Klimaanpas-
sung“ adressiert die hierbei wichti-
gen Aspekte. Vorgesehen ist eine 
deutliche Ausweitung der bisheri-
gen Förderung. Als weitere 
Schwerpunkte sind die Information 
und Beratung sowie die Vernet-
zung von Kommunen 

untereinander genannt. Die ange-
kündigten Punkte sind sehr begrü-
ßenswert. Nunmehr gilt es diese 
zeitnah zu implementieren und auf 
die konkreten Bedürfnisse der 
Kommunen auszurichten. Zu die-
sem Zweck sind die Arbeit des 
Zentrums Klimaanpassung und die 
Förderrichtlinien zur Klimaanpas-
sung auszubauen. 
 
Gleiches gilt auch für die Kommu-
nalförderung im Rahmen der Nati-
onalen Klimaschutzinitiative sowie 
für die Städtebauförderung des 
Bundes und der Länder, die sich in 
der Vergangenheit als Erfolgsmo-
delle erwiesen haben und langfris-
tig auf einem hohen finanziellen 
Niveau fortgeführt werden müs-
sen. 
 
Kommunale Hitzeaktions- und 
Notfallpläne weiter ausbauen 
 
Kommunale Hitzeaktionspläne 
werden angesichts der sich verän-
dernden klimatischen Bedingungen 
immer wichtiger. Hitzeaktionspläne 
sind ein wirksames Instrument, um 
Menschen und Strukturen auf ext-
reme Hitzeereignisse vorzubereiten 
und auf diese zu reagieren.  
 
Besondere Priorität hat dabei der 
Schutz vulnerabler Bevölkerungs-
gruppen wie Senioren, Kranke und 
Kinder bspw. durch Einrichtung von 
Kühlungsräumen und Beschat-
tungsmöglichkeiten in Kindergär-
ten, Schulen, Parks und öffentli-
chen Plätzen. Sofern noch nicht 
vorhanden, sollten Hitzepläne be-
sonders betroffene Einrichtungen 
wie Krankenhäuser und Behinder-
ten- sowie Alten- und Pflegeein-
richtungen mit einbeziehen. 
 
Die im „Sofortprogramm Klimaan-
passung“ angekündigten Bera-
tungsangebote zur Entwicklung 
und Umsetzung von Hitzeaktions-
plänen sind hierbei von großer Be-
deutung.  
 

Temperaturanomalie in Deutschland in den Jahren 1881 bis 2021; Grafik DStGB 2022 
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Die in allen Bundesländern vorhan-
denen Hitzewarnsysteme, die mit 
dem Deutschen Wetterdienst 
(DWD) eingerichtet wurden, sind 
zu überprüfen und ggf. anzupas-
sen. Hierbei muss sichergestellt 
werden, dass besonders gefähr-
dete Bevölkerungsgruppen recht-
zeitig und im erforderlichen Um-
fang gewarnt werden. 
 
Klimagerechte Stadtplanung als 
Querschnittsaufgabe 
 
Zentrales Element bei der Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels ist eine klimagerechte Stadt-
entwicklung und -planung. Dabei 
gilt es diesen Aspekt bei der Sanie-
rung oder Neuerrichtung öffentli-
cher bzw. kommunaler Gebäude 
unmittelbar einzuplanen. Dazu ge-
hört neben einer ausreichenden 
Dämmung von Gebäuden auch der 
Einbau von Kühlungssystemen wie 
bspw. Kühldecken oder auch Erd-
sonden. Und auch in der langfristi-
gen Straßen- und Verkehrsgestal-
tung gilt es Herausforderungen 
durch Hitzeschäden zu berücksich-
tigen und hitzeangepasste Materia-
lien zu verwenden. 
 
Dahingehende Planungsprozesse 
sind als interdisziplinäre Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen. Die 
Zusammenarbeit und damit die In-
tegration des Fachwissens ver-
schiedener Disziplinen, wie z. B. 
der Stadt- und Freiraumplanung, 
der Wasserwirtschaft, des Ver-
kehrs, der Architektur und des So-
zialen sind von besonderer Bedeu-
tung. Im Sinne einer koordinierten 
Zusammenarbeit ist eine institutio-
nelle Verankerung innerhalb der 
Verwaltung „vor Ort“ erforderlich.  
 
Wesentlich ist hierbei vielfach der 
Einsatz von kommunalen Klima-
schutzmanager/innen, welche die 
Planung und Koordinierung einzel-
ner Maßnahmen begleiten. Diese 
Aufgabe gilt es nicht nur befristet, 
sondern dauerhaft von Seiten des 
Bundes und der Länder zu fördern. 

Hitzeinseln reduzieren, Flächen 
entsiegeln, Kaltluftschneisen 
schaffen 
 
Dichte Bebauung und ein hoher 
Versiegelungsgrad mit einer gerin-
gen Begrünung, vor allem in ver-
dichteten Gebieten, führen bei 
langanhaltend hohen Temperatu-
ren zu Hitzestaus und Aufheizun-
gen, sogenannten Hitzeinseln. Ver-
siegelte Flächen verhindern die 
Verdunstung aus Boden und Vege-
tation und eine damit verbundene 
Abkühlung. Dies muss in der zu-
künftigen Stadtplanung mitgedacht 
werden. 
 
Dies gilt auch für die stadtklima-
tisch notwendige Freihaltung von 
sog. Frischluftschneisen. Da Kaltluft 
schwerer ist als erwärmte Luft, stö-
ren in der Praxis bereits kleine bau-
liche Barrieren den Luftaustausch 
in den Städten. Die häufig beste-
henden Interessenkonflikte zwi-
schen einer notwendigen Nachver-
dichtung im Innenbereich, etwa zur 
Schaffung von dringend benötig-
tem Wohnraum in Ballungsgebie-
ten und den Erfordernissen der 
Klimaanpassung müssen zukünftig 
zusammen gedacht werden. Eine 
vorausschauende Planung im Sinne 
der doppelten Innenentwicklung, 
insbesondere mit Fokus auf die 
Nutzung von Brach- und Konversi-
onsflächen, bietet hier wesentliche 
Ansatzpunkte. 

Schwammstädte konzipieren 
 
Das Prinzip der „Schwammstadt“ 
ist ein wichtiger Aspekt städtebau-
licher Planung. Regenwasser in 
Städten und Gemeinden versickert 
oder verdunstet selten, da es häu-
fig rasch abgeleitet wird. Eine was-
sersensiblen Stadtentwicklung, 
nutzt das Potenzial der Ressource 
Wasser, indem sie es gezielt bei 
der Anpassung an Klimafolgen ein-
setzt. Daher gilt es, ein intelligentes 
Abwasser- und Regenwasserma-
nagement sowie vorausschauend 
eine wasserbewusste Stadtent-
wicklung zu etablieren.  
 
Regenwasser sollte nicht gleich in 
Abwasserkanäle abgeleitet, son-
dern aufgefangen und nutzbar ge-
macht werden. Dieser Aspekt ist 
sowohl für die Hitzevorsorge als 
auch für ein naturnahes Regenwas-
sermanagement in den Städten 
und Gemeinden von Bedeutung. 
Grünflächen, die ausreichend mit 
Wasser versorgt sind, dienen in der 
Regel als „natürliche Kühl-
schränke“. Die Kühlleistung kann 
durch die Speicherung von Regen-
wasser, bodenverbessernden Maß-
nahmen und kontinuierlicher Ver-
sorgung der Vegetation mit Wasser 
weiter gesteigert werden. 
 
 
 
 

Dürreintensität in der Vegetationsperiode April bis Oktober für den Gesamt- und Oberboden, 
Quelle: UFZ-Dürremonitor/ Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung 
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Blau-grüne Infrastruktur fördern 
 
Innerstädtische Grün- und Wasser-
flächen, Parkanlagen oder auch 
Kleingärten regulieren in sommerli-
chen Hitzeperioden das innenstäd-
tische Klima und beugen deren 
Überhitzung vor. Dies gilt es zu-
künftig stärker im Rahmen der Bau-
leitplanung und Stadtentwicklung 
zu beachten.  
 
Dach- und Fassadenbegrünungen 
fördern nicht nur die Biodiversität 
im innerstädtischen Bereich, sie ha-
ben auch nachweislich positiven 
Einfluss auf das städtische Mikro-
klima und können insbesondere 
Temperaturspitzen abmildern.  
 
Gerade in Bereichen mit geringen 
Gebäudeabständen kann eine Fas-
sadenbegrünung eine Ergänzung 
oder Alternative zur Bepflanzung 
mit Bäumen sein. Sie wirkt sich hit-
zemildernd aus, da die Abstrahlung 
einer Hauswand spürbar vermin-
dert wird. Auch Dachbegrünungen 
wirken dem Wärmeinseleffekt klar 
entgegen und verhindern das Auf-
heizen von Gebäuden. Gleichzeitig 
übernehmen sie wichtige Funktio-
nen bei der Regenwasserrückhal-
tung. Indem der oberirdische Was-
serabfluss zeitlich verzögert wird, 
verhindern sie die Überlastung der 
kommunalen Entwässerung. Zu-
dem kommt es durch die Verduns-
tung und die Pflanzenaufnahme 
des Regenwassers zu einer Verrin-
gerung der Gesamtabflussmenge. 
 
Zusätzlich übernehmen Grün- und 
Wasserflächen wichtige Funktio-
nen in der Naherholung und Frei-
zeitgestaltung. Aufgrund der in Zu-
kunft zu erwartenden, sich häufen-
den Trockenperioden empfiehlt 
sich die schrittweise Umstellung 

auf hitze- und trockenheitstole-
rante Pflanzen und Bäume, die we-
nig Wasser benötigen. So kann ge-
währleistet werden, dass auch in 
Zukunft städtische Parks und Gar-
tenanlagen langfristig und resilient 
aufgestellt sind. 
 
Hinzu kommt, dass mit schatten-
spendenden Stadtbäumen der Kli-
makomfort deutlich verbessert 
werden kann. Durch Schatten und 
Transpirationsprozesse wirken 
Stadtbäume vor allem in Boden-
nähe der Wärmebelastung in stark 
verdichteten Gebieten entgegen 
und tragen so zur Verbesserung 
des Klimas bei. 
 
Wasserressourcen schonen und 
Bevölkerung sensibilisieren 
 
Schon jetzt treten in Deutschland 
immer häufiger regionale Wasser-
knappheiten auf. Dies wird zukünf-
tig weiter zunehmen und auch bis-
her verschont gebliebene Regionen 
betreffen. Einzelne Kommunen 
mussten bereits in den vergange-
nen Jahren leergelaufene Wasser-
speicher melden und eine zeit-
weise Notversorgung der Bevölke-
rung sichern. 
 
Nicht zuletzt mit Blick auf die Trink-
wasserversorgung ist ein aktives 
Wassermanagement erforderlich. 
Trinkwasser ist das wichtigste Le-
bensmittel für den Menschen. Die 
ständige Verfügbarkeit einer Min-
destmenge an Trinkwasser muss 
daher hinsichtlich der Bemühungen 
von Bund, Ländern und kommuna-
ler Wasserwirtschaft eine beson-
dere Bedeutung zukommen. Dafür 
muss die nachhaltige Erhaltung 
und Pflege des Grundwassers und 
der Oberflächengewässer entspre-
chend den Vorgaben des 

Wasserhaushaltsgesetzes und der 
Wasserrahmenrichtlinie konse-
quent umgesetzt werden.  
 
Ein dezentrales Wassermanage-
ment, das zugleich die Anforderun-
gen des Klimawandels bzw. des Na-
turschutzes aufgreift, wird weiter-
hin von den Kommunen und ihren 
Unternehmen vorangetrieben. 
Bund und Länder müssen daher die 
Städte und Gemeinden in den vor-
genannten Bereichen fördern und 
auch die Erarbeitung regionaler 
Wasserversorgungskonzepte lang-
fristig unterstützen. 
 
Zugleich muss die Bevölkerung für 
einen verantwortungsvollen Um-
gang mit der Ressource Trinkwas-
ser sensibilisiert und hierzu ange-
halten werden. Nur so kann eine 
Anordnung von Nutzungsbeschrän-
kung als letztes Mittel verhindert 
werden. Zudem ist zu prüfen, in-
wieweit zusätzliche Wasserspei-
cherkapazitäten „vor Ort“, auch in 
Form von Trinkwasserbrunnen, ge-
schaffen werden müssen, um den 
Bedarf in Hitzeperioden bedienen 
zu können.  
 
 

Berlin, 23. Mai 2023 
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